
 

Kleine Anfrage 

der Abg. Cárdenas (DIE LINKE) vom 23.06.2015 

betreffend Abschiebungen aus Hessen I 

und  

Antwort  

des Ministers des Innern und für Sport 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1. Wie viele Personen wurden seit 2010 aus Hessen abgeschoben?  
 Bitte nach Jahr der Abschiebung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, letz-

tem Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständigen 
Behörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln! 

 
Frage 2. Wie viele der abgeschobenen Personen waren zum Zeitpunkt der Abschiebung minderjährig?  
 Bitte nach Jahr der Abschiebung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, ggf. 

letztem Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständi-
gen Behörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln! 

 
Frage 3. Wie viele Personen wurden in der Zeit vom 17. Dezember 2014 bis 31. März 2015 nach Afgha-

nistan, Albanien, Armenien, Aserbaidschan, in den Irak, in den Iran, in den Kosovo, Mazedo-
nien, in die Russische Föderation, Serbien, die Türkei, Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Pa-
kistan oder die Ukraine abgeschoben?  

 Bitte nach Jahr der Abschiebung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, ggf. 
letztem Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständi-
gen Behörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln und bei min-
derjährigen Personen angeben, ob diese begleitet oder unbegleitet waren! 

 
Frage 4. Wie viele Personen wurden seit dem 16. Oktober 2014 nach Guinea, Sierra Leone oder Liberia 

abgeschoben?  
 Bitte nach Jahr der Abschiebung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, ggf. 

letztem Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständi-
gen Behörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln und bei min-
derjährigen Personen angeben, ob diese begleitet oder unbegleitet waren! 

 
Frage 5. Wie viele Personen wurden seit 2010 gemäß der Dublin-Verordnung aus Hessen in einen ande-

ren Vertragsstaat der Dublin-Verordnung überstellt?  
 Bitte nach Jahr der Abschiebung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, letz-

tem Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständigen 
Behörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln! 

 
Frage 6. Wie viele der überstellten Personen waren zum Zeitpunkt der Überstellung minderjährig?  
 Bitte nach begleiteten/unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen sowie Jahr der Überstellung, 

Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, ggf. letztem Wohnort (mit zugehörigem 
Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständigen Behörde (Regierungspräsidium 
oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln! 

 
Zu den Fragen 1 bis 6 werden keine Statistiken bei den zentralen Ausländerbehörden der Regie-
rungspräsidien und bei den kommunalen Ausländerbehörden geführt. Die nachträgliche Erhe-
bung der Daten wäre mit einem unvertretbar hohen Verwaltungsaufwand verbunden gewesen, 
da dies eine Sichtung des gesamten in Betracht kommenden Aktenbestands erforderlich gemacht 
hätte. Vor diesem Hintergrund ist eine Beantwortung dieser Fragen nicht möglich. 
 
Frage 7. Mit welchen Transportmitteln erfolgten seit 2010 die Abschiebungen bzw. Überstellungen? 
 Bitte nach Jahren aufschlüsseln und bei Flügen bitte auch danach differenzieren, ob Charter- 

oder Linienflüge eingesetzt wurden. 
 
Eine detaillierte Beantwortung im Sinne der Fragestellung ist mangels entsprechender Statistiken 
nicht möglich. Grundsätzlich ist festzustellen, dass Abschiebungen in außereuropäische Länder 
auf dem Luftweg mit Linienflügen durchgeführt werden. Für Rückführungen nach Serbien wer-
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den durch das Regierungspräsidium Karlsruhe zentral regelmäßig Charterflüge organisiert, mit 
denen auch ausreisepflichtige Personen abgeschoben werden. 
 
Überstellungen in andere europäische Länder erfolgen in der Regel ebenfalls mit Linienflügen. 
In wenigen Einzelfällen werden Transporte nach Belgien, Frankreich und Österreich auf dem 
Landweg durchgeführt. 
 
Frage 8. Wie viele Abschiebungen seit 2010 erfolgten unter der Anwendung von europäischen bzw. bila-

teralen Rückübernahmeabkommen ? 
 Bitte nach Jahren, Zielstaaten und Rückübernahmeabkommen aufschlüsseln! 
 
Zu dieser Frage werden keine Statistiken bei den zentralen Ausländerbehörden der Regierungs-
präsidien und bei den kommunalen Ausländerbehörden geführt. Die nachträgliche Erhebung der 
Daten wäre mit einem unvertretbar hohen Verwaltungsaufwand verbunden gewesen, da dies 
eine Sichtung des gesamten in Betracht kommenden Aktenbestands erforderlich gemacht hätte. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Beantwortung dieser Frage nicht möglich. 
 
Frage 9. Wie viele Personen wurden seit 2010 von hessischen Flughäfen zurückgeschoben oder zurück-

gewiesen?  
 Bitte nach Jahr der Zurückschiebung/Zurückweisung, Flughafen, Geburtsjahr, Geschlecht, 

Staatsangehörigkeit und Zielland aufschlüsseln! 
 
Frage 10. Wie viele davon waren zum Zeitpunkt der Zurückschiebung/Zurückweisung minderjährig?  
 Bitte nach begleiteten/unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen sowie Jahr der Zurückschie-

bung/Zurückweisung, Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Zielland, ggf. letztem 
Wohnort (mit zugehörigem Kreis), Einreisejahr und der für die Abschiebung zuständigen Be-
hörde (Regierungspräsidium oder andere zuständige Behörde) aufschlüsseln! 

 
Die Fragen 9 und 10 entziehen sich der Zuständigkeit des Landes und könnten nur durch das 
Bundespolizeipräsidium beantwortet werden. Das Bundesministerium des Innern als vorgesetzte 
Behörde hat hierzu mitgeteilt, dass die Bundesregierung und mithin die ihr unterstellten Bun-
desbehörden nicht der parlamentarischen Kontrolle eines Landtages unterliegen und daher von 
einer Übermittlung der erbetenen Angaben abgesehen wird. 
 
 

Wiesbaden, 25. September 2015  
Peter Beuth 

 
 
 


